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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. März 1958 

4 — 14505 — 1651/58 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Sammlung 
des Bundesrechts 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 188. Sitzung am 14. Februar 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Sammlung des Bundesrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Das geltende Bundesrecht ist festzustellen und 
sachgebietsweise in einem besonderen Teil des 
Bundesgesetzblatts (Teil III) zu veröffentlichen 
(Bereinigung). 

(2) Der Bereinigung unterliegen folgende Verkün- 
dungsblätter: 

1. das Bundes-Gesetzblatt des Norddeut- 
schen Bundes und des Deutschen Bundes, 

2. das Reidisgesetzblatt, 

3. das Gesetzblatt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes, 

4. das Bundesgesetzblatt, 

5. das Verordnungsblatt für die britische 
Zone, 

6. die Gesetz- und Verordnungsblätter der 
Länder Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohen- 
zollern. 

Von den unter Nummer 6 genannten Verkündungs- 
blättern werden nur die nach dem 8. Mai 1945 und 
vor dem 7. September 1949 verkündeten Vorschrif- 
ten von der Bereinigung erfaßt. 

(3) Von der Bereinigung sind ausgenommen 

1. Satzungen öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften und Anstalten, 

2. Vorschriften über den Bundeshaushalt und 
über die Bereitstellung von sonstigen Mit- 
teln, 

3. Zoll- und Verkehrstarife, Post- und Fern- 
meldegebühren, 

4. Verordnungen der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen, 

5. Vorschriften oder Teile von Vorschriften, 
die mit ihrem Inkrafttreten oder ihrer 
Durchführung erschöpft sind. 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Justiz bereitet die 
Sammlung des Bundesrechts vor. 

(2) Nicht aufzunehmen sind Vorschriften oder 
Teile von Vorschriften, wenn und soweit sie 

1. aufgehoben sind. 


2. ausdrücklich oder gegenständlich befristet 
sind und wenn diese Frist abgelaufen ist, 

3. neugefaßt oder durch Neuregelung ersetzt 
sind, 

4. von einer nicht mehr geltenden Vorschrift 
abhängig sind, 

5. einen überholten Tatbestand oder ein 
überholtes Rechtsverhältnis voraussetzen. 

(3) Änderungen, Ergänzungen und Teilaufhebun- 
gen sind in den Text einzuarbeiten und durch Be- 
zeichnung ihrer Verkündungsstellen kenntlich zu 
machen. Neufassungen ganzer Vorschriften sind 
auch dann die alleinige Grundlage für die Bereini- 
gung, wenn sie lediglich auf Grund einer Ermächti- 
gung bekanntgemacht worden sind. 

(4) Überschriften können vereinfacht, Einleitungs- 
und Schlußformeln sowie Unterschriften weggelas- 
sen werden, soweit hierdurch nicht die Bezeichnung 
der gesetzlichen Grundlage betroffen wird. 

(5) Die Rechtsvorschriften der einzelnen Sachge- 
biete sind in bereinigter Form schon vor Abschluß 
der Gesamtbereinigung laufend zu veröffentlidien. 


§ 3 

(1) Der Abschluß der Bereinigung und der Tag, 
bis zu dem die Vorschriften erfaßt sind (Abschluß- 
tag), werden durch Gesetz festgestellt. Am 1. Januar 
des zweiten Jahres nach dem Inkrafttreten des Ab- 
schlußgesetzes treten die nicht in die Sammlung auf- 
genommenen Rechtsvorschriften (oder Teile von 
Rechtsvorschriften), die in den in § 1 aufgeführten 
Verkündungsblättern veröffentlicht sind, außer 
Kraft, soweit sie ihre Geltung nicht schon früher 
verloren haben (Ausschlußwirkung). 

(2) Die Aufnahme von Vorschriften oder von An- 
lagen kann dadurch ersetzt werden, daß lediglich 
Überschrift, Datum und Fundstelle, gegebenenfalls 
unter Bezeichnung der noch als gültig angesehenen 
Teile, im Text der Sammlung veröffentlicht werden. 

(3) Nicht aufgenommene Vorschriften bleiben 
auch für die Zukunft auf Rechtsverhältnisse und 
Tatbestände anwendbar, die zur Zeit der Geltung 
der Vorschriften ganz oder zum Teil entstanden 
sind. 

(4) Durch Aufnahme in die Sammlung werden un- 
gültige Vorschriften nicht gültig, landesrechtlidie 
Vorschriften nicht Bundsrecht. 

(5) Bis zum Beginn der Ausschluß Wirkung kann 
der Bundesminister der Justiz ausgeschiedene Vor- 
schriften oder Teile von Vorschriften aufnehmen. 
Er hat Vorschriften oder Teile von Vorschriften auf- 
zunehmen, wenn der Bundestag, der Bundesrat oder 
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ein Bundesminister die Aufnahme mit der Begrün- 
dung verlangt, daß die Vorschriften oder Teile von 
ihnen noch geltendes Recht seien. 

§ 4 

Von der Ausschlußwirkung bleiben unberührt 

1. Staatsverträge und Abkommen einschließlich 
der zu ihrer Inkraftsetzung erlassenen Gesetze, 

2. Übergangsbestimmungen und Bestimmungen, 
die zwar durch neue, jedoch erst in einem spä- 
teren Zeitpunkt in Kraft tretende Vorschriften 
ersetzt werden, 

3. die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Arten von Vor- 
schriften, 


4. Bestimmungen über die Geltung oder Nicht- 
geltung von Vorschriften im Land Berlin oder 
im Saarland. 

§ 5 

Der Bundesminister der Justiz kann die Samm- 
lung nach dem Abschlußtag durch Übersichten über 
die späteren Änderungen oder durch Bekannt- 
machung des geltenden Wortlautes von Vorschrif- 
ten ergänzen. Auf solche Ergänzungen findet § 3 
keine Anwendung. 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Der Bundestag hat auf Grund eines Antrages der 
Fraktion der CDU/CSU vom 20. Oktober 1954 — 
Drucksache 908 der 2. Wahlperiode — durch Be- 
schluß vom 28. Januar 1955 einen Untersuchungs- 
ausschuß nach Artikel 44 GG zur Bereinigung des 
Reichs- und Bundesrechts mit der Aufgabe einge- 
setzt, zu untersuchen, wie das Reichs- und Bundes- 
recht von solchen Vorschriften bereinigt werden ' 
kann, die durch Zeitablauf, Nachfolgevorschriften, 
grundlegende Änderung der Verhältnisse oder auf 
eine sonstige ähnliche Art und Weise gegenstands- 
los geworden sind. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich in seiner ersten 
Sitzung vom 25. März 1955 über die Vorarbeiten im 
Bundesjustizministerium unterrichtet und das 
Ministerium ersucht, den in mehrjähriger Arbeit 
gesammelten, in Karteien festgehaltenen Gesetzes- 
bestand zu sichten und die Veröffentlichung des 
noch als fortgeltend erachteten Bundesrechts in 
einer amtlichen, vollständigen und systematischen 
Gesetzessammlung vorzubereiten. In den weiteren 
Arbeitssitzungen des Ausschusses vom 12. April 
und 10. Oktober 1956 sowie vom 24. Juni 1957 wur- 
den die Methoden der inzwischen aufgenommenen 
Sichtungsarbeit anhand vorgelegter Druckschriften 
bereinigter Teilgebiete eingehend durchgesprochen 
und die hierbei zutage getretenen Rechtsfragen er- 
örtert. Der Ausschuß hat, wie sich aus seinem Zwei- 
ten Schriftlichen Bericht — Drucksache 3703 der ; 
2. Wahlperiode ■ — vom 29. Juli 1957 ergibt, die bei 1 
der Bereinigung angewandten Grundsätze gebilligt. 
Er hat der Bundesregierung empfohlen, die in die- 
sem Bericht niedergelegten Bereinigungsgrundsätze 
weiter anzuwenden und mit der Veröffentlichung 
von Teilsachgebieten in einem besonderen Teil des 
Bundesgesetzblattes sobald wie möglich zu be- 
ginnen. Dieser Empfehlung hat der Bundestag in 
seiner 227. Sitzung vom 29. August 1957 zuge- 
stimmt. Die Bundesregierung hat am 3. Oktober 
1957 die Einrichtung eines besonderen Teiles des 
Bundesgesetzblattes unter der Bezeichnung „Samm- 
lung des Bundesrechts, Bundesgesetzblatt Teil IH" , 
(BGBl. I S. 1742) beschlossen. i 


Ein nicht unerheblicher Teil des Rechtsbestandes 
ist inzwischen gesichtet. Mit der Veröffentlichung 
bereinigter Sachgebiete wird im Januar 1958 be- 
gonnen werden können. 

Für die Bereinigung sind zwei Gesetze vorgesehen. 
Das vorliegende erste Gesetz (Bereinigungsgesetz) 
soll den Umfang der Bearbeitung abgrenzen, die 
Grundsätze der Bereinigung bestimmen und die in 
§ 3 vorgesehene Ausschlußwirkung festlegen, die 
der bereinigten Sammlung nach deren Abschluß zu- 
erkannt werden soll. Die Rechtswirkung der Samm- 
lung muß bereits im Bereinigungsgesetz bestimmt 
werden, weil sich nach ihrem Inhalt die Art der 
Bearbeitung richtet. Ein nach Vorliegen der ganzen 
Sammlung einzubringendes zweites Gesetz soll den 
Abschluß der Sammlung feststellen (Abschluß- 
gesetz). Vom Abschlußgesetz soll der Zeitpunkt des 
Eintritts der Rechtswirkung der Sammlung abhän- 
gen. 

Der Entwurf läßt im Gegensatz zu dem Entwurf 
eines Reichsgesetzes aus dem Jahre 1926 (RT-Druck- 
sache 2584) die Zuständigkeit der Gesetzgebungs- 
organe unangetastet. Eine Ermächtigung an ’ die 
Bundesregierung, über die Gültigkeit von Rechts- 
vorschriften mit bindender Wirkung zu entscheiden, 
ist nicht vorgesehen. Die Veröffentlichungen in 
Teil III des Bundesgesetzblattes äußern zimächst 
noch keine rechtliche Wirkung. Sie sollen nur die 
Ergebnisse der Bereinigungsarbeit schon vor dem 
Eintritt der Ausschlußwirkung möglichst frühzeitig 
nutzbar machen und sie zugleich der Kritik unter- 
werfen. Zusammen mit den Listen über die bei der 
Sichtung ausgeschiedenen Vorschriften sollen sie 
dem Gesetzgeber eine zuverlässige Grundlage für 
das Abschlußgesetz geben. Die Listen werden auch 
den Grund für die Ausscheidung angeben. 

Uber die Feststellung der geltenden Texte hinaus 
gibt die Durchsicht aller Rechtsvorschriften auch die 
Gelegenheit, alle Verweisungen von einer zur an- 
deren Vorschrift im gesamten Rechtsbestand festzu- 
halten. Die Kenntnis der Zusammenhänge der ver- 
schiedenen Rechtsvorschriften untereinander wird 
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es vor allem dem Gesetzgeber erleichtern, die Aus- [ 
Wirkungen neuer Vorschriften auf bereits be- 
stehende klar zu übersehen. Er kann dann die bis- 
lang nicht immer vermeidbaren generellen Aufhe- 
bungen und Änderungen durch klare Einzelbestim- 
mungen ersetzen und den Rechtsbestand künftig 
übersichtlich erhalten. 

Nicht geringer ist die Bedeutung der Sammlung für 
die Rechtsanwendung. Sie wird die Arbeit der Ge- 
richte und der Verwaltungen wesentlich erleichtern 
und dem Rechtsuchenden bei der Ermittlung des 
geltenden Rechtes helfen. Auch für die Rechts- 
wissenschaft und für die Ausbildung des juristischen 
Nachwuchses wird sie von Nutzen sein. 

Zu§ 1 

Die Sammlung ist als Teil des Bundesgesetzblattes 
herauszugeben, weil sie die Grundlage für die wei- 
tere Gesetzgebung bilden und mit der in § 3 Abs. 1 
vorgesehenen Rechts Verbindlichkeit ausgestattet 
werden soll. 

Die Sammlung beschränkt sich auf Bundesrecht. Es 
handelt sich hierbei nicht nur um das seit 1949 vom 
Bunde gesetzte Recht; nach Artikel 123 bis 125 
GG gilt Recht aus der Zeit vor dem Zusam- 
mentritt des Bundestages fort, soweit es dem 
Grundgesetz nicht widerspricht. Betrifft das Recht 
Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes, so wird es innerhalb seines Geltungs- 
bereichs Bundesrecht (Artikel 124 GG); betrifft es 
Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung, 
so wird es innerhalb seines Geltungsbereichs Bun- 
desrecht, 1. soweit es innerhalb einer oder mehrerer 
Besatzungszonen einheitlich gilt (Artikel 125 Nr. 1 
GG), 2. soweit es sich um Recht handelt, durch das 
nach dem 8. Mai 1945 früheres Reichsrecht abgeän- 
dert worden ist (Artikel 125 Nr. 2 GG). Die Blätter 
der Länder aus der Zeit nach dem 8. Mai 1945 bis 
zum Zusammentritt des Bundestages (7. September 
1949), das Verordnungsblatt für die britische Zone 
und das Gesetzblatt des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes unterliegen daher ebenfalls der Bereini- 
gung. Vor dieser Zeit in den Gesetzblättern der 
Länder verkündete Rechtsvorschriften werden nicht 
in die Bereinigung einbezogen. Es besteht zwar die 
Möglichkeit, daß auch solche Vorschriften über die 
Artikel 123 bis 125 GG Bundesrecht geworden sind; 
die geringe Wahrscheinlichkeit, daß dies geschehen 
ist, würde jedoch den mit der Sichtung verbundenen 
Aufwand nicht rechtfertigen. 

Absatz 2 beschränkt die Bereinigung auf die Haupt- 
verkündungsblätter, um die Sammlung nicht mit 
Vorschriften zu belasten, die wegen ihrer geringen 
Bedeutung nur in Nebenverkündungsblättern ver- 
öffentlicht worden sind. Im Rahmen der Sammlung 
sind an Nebenverkündungsblättern aus der Zeit vor 
1945 das Zentralblatt (ab 1922 Reichsministerial- 
blatt) und das Reichsbesoldungsblatt vollständig ge- 
sammelt und in der Kartei erfaßt. Dagegen war es 
bisher nicht möglich, den Inhalt des Deutschen j 
Reichsanzeigers lückenlos festzustellen, da eine i 
vollständige Sammlung nicht zu beschaffen war. Die | 
Bearbeitung der Nebenverkündungsblätter hat be- ^ 
stätigt, daß in ihnen im allgemeinen nur Rechts- 


vorschriften von unwesentlicher oder vorüberge- 
hender Bedeutung aufgenommen worden sind. So- 
weit Nebenverkündungsblätter in der Bereinigung 
vollständig ausgewertet werden, wird das Ab- 
schlußgesetz die Ausschlußwirkung (§ 3 Abs. 1) 
auch auf diese ausdehnen können. Im übrigen wird 
erwogen, die Nebenverkündungsblätter pauschal 
zu bereinigen, etwa in der Art, daß Vorschriften 
aus ihnen nurmehr gültig bleiben, wenn sie neu 
bekanntgemacht werden. 

Absatz 3 enthält eine sachliche Einschränkung der 
Bereinigung. Die unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten 
Vorschriftengruppen betreffen entweder einen eng 
begrenzten Personenkreis oder haben nur eine 
kurze Lebensdauer oder sind einem häufigen Wech- 
sel unterworfen. Für Tarife und Gebühren besitzt 
zudem die Praxis amtliche Handausgaben, die stän- 
dig auf dem laufenden gehalten werden. Erschöpft 
im Sinne der Nr. 5 sind beispielsweise Vorschrif- 
ten über Gebietsgrenzen oder die Errichtung von 
Behörden. Sie schaffen entweder durch ihr Wirk- 
samwerden oder durch ihre Ausführung einen fest- 
stehenden, allgemein bekannten Zustand. Für die 
Praxis sind sie von untergeordneter Bedeutung, da 
in den Gesetzblättern verkündete Rechtsnormen 
dieser Art meist nur einen Teil der gesamten ein- 
schlägigen Vorschriften darstellen und daher kei- 
nen lückenlosen Überblick verschaffen. 

Zu § 2 

§ 2 behandelt die Grundsätze, nach denen der Bun- 
desminister der Justiz die Bereinigung und damit 
die Sammlung vorzubereiten hat. 

Absatz 2 lehnt sich an die im Beschluß des Bundes- 
tages vom 28. Januar 1955 — Drucksache 908 der 
2. Wahlperiode unter Nr. 1 — gegebenen Richt- 
linien an (vgl. Absatz 1 dieser Begründung). Er be- 
zeichnet demgemäß die Gründe für die Ungültig- 
keit und damit für die Nichtaufnahme von Be- 
stimmungen. 

Die Vorschriften werden grundsätzlich mit ihrer 
Überschrift, ihrem Datum und dem Wortlaut auf- 
genommen, der sich aus der Bereinigung ergibt. Da- 
bei werden Änderungen, Ergänzungen und Teil- 
aufhebungen in den Texten berücksichtigt. Die die 
Änderung anordnenden Vorschriften selbst brau- 
chen daher nicht in die Sammlung aufgenommen 
zu werden. Ihre Fundstellen werden in der Samm- 
lung (regelmäßig durch Fußnote) bezeichnet. Sie 
bilden zusammen mit den Ausscheidungslisten das 
Material für das spätere Abschlußgesetz. Das Da- 
tum der Vorschrift und die Fundstellen der Ände- 
rungen lassen erkennen, welche von mehreren sich 
etwa widersprechenden Normen die jüngere ist. 
Von der Kenntlichmachung der Änderung wird ab- 
gesehen, wenn amtliche Neufassungen aufgenom- 
men werden. Hier werden nur die zeitlich nach der 
Neufassung liegenden Änderungen belegt, weil die 
Neufassungen in der Regel von einem umfassen- 
den Änderungsgesetz ausgehen, das mit dem 
übrigen Gesetzesbestand abgestimmt ist. 

Die Vorschriften werden nur soweit an die gegen- 
wärtige Rechtslage angepaßt, als hierfür ein genü- 
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gend bestimmter Gesetzesbefehl vorliegt. Wo dies 
nicht der Fall ist, wird der ursprüngliche Wortlaut 
wiedergegeben, jedoch durch Verwendung beson- 
derer Drucktypen auf die Unstimmigkeit hingewie- 
sen. Die oft zweifelhafte Frage, auf welche Stelle 
eine in einem Gesetz ausgesprochene Ermächtigung 
übergegangen ist, kann nicht im Rahmen der Berei- 
nigung, sondern muß nach Artikel 129 Abs. 1 
Satz 2 von der Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem Bundesrat entschieden werden. 


Zu § 3 

Eine positive Rechtsverbindlichkeit in dem Sinne, 
daß alle aufgenommenen Vorschriften mit ihrem 
vollen Inhalt gültig sind, kann der Sammlung nicht 
beigelegt werden. Im Rahmen der Sichtung müssen 
auch Vorschriften aufgenommen werden, deren Gül- 
tigkeit zweifelhaft ist. Die Neufassung kann auch, 
wenn sie sich streng an den verkündeten Wortlaut 
der einzelnen Vorschriften halten will, nicht alle 
inhaltlichen Widersprüche beseitigen. Es kommt da- 
her nur eine geringere Rechtswirkung der Samm- 
lung in Frage: Die in die Sammlung nicht aufge- | 
nommenen Vorschriften sollen von einem bestimm- 
ten Zeitpunkt ab nicht mehr gelten. Da die Vor- i 
Schriften nur bei Vorliegen der in § 2 Abs. 2 eng 
begrenzten Gründe ausgeschieden werden und 
unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 und des 
§ 4 unberührt bleiben, hat die Ausschlußklausel in j 
der Regel nur deklaratorischen Charakter. Auf Vor- j 
Schriften, die lediglich unzeitgemäß sind, wird der 
Gesetzgeber im Rahmen der Bereinigung hingewie- ’ 
sen, damit er solche Fälle in der laufenden Gesetz- i, 
gebung neu regeln kann. ; 

Die Ausschlußwirkung hindert nicht, daß eine un- 
gültig gewordene und daher nicht aufgenommene 
Vorschrift insofern noch Wirkungen äußert, als eine 
gültige und daher aufgenommene Vorschrift für 
einzelne Sonderfälle auf die alte Vorschrift ver- i 
weist. Insoweit ist die bezogene Vorschrift fest- 
gehalten und als in die Sammlung aufgenommen 
anzusehen. 

Grundsätzlich wird der volle Wortlaut jeder Vor- 
schrift aufgenommen. Es wäre aber unzweckmäßig, 
die Sammlung mit Vorschriften zu belasten, die nur 
eine geringe Bedeutung für die Allgemeinheit ha- 
ben. Deshalb ist in Absatz 2 die Möglichkeit vor- 
gesehen, den Abdruck des Wortlauts einer Vor- 
schrift oder von Anlagen durch den bloßen Ab- 
druck ihrer Überschrift mit Datum und Fundstelle 
im Text zu ersetzen. Hier ist insbesondere an An- 
lagen zu denken, die Vordrucke und Formblätter 
zum Inhalt haben. Überschriften genügen meist 
auch für landesrechtliche Änderungen reichsrecht- 
licher Vorschriften aus der Zeit zwischen dem 
8. Mai 1945 und dem 7. September 1949, Die in 
Absatz 2 vorgesehene Art der Aufnahme in die 
Sammlung ermöglicht es auch, die unmittelbar vor 
dem Abschlußtag verkündeten Vorschriften noch 
zum Inhalt der Sammlung zu machen und damit den ; 
tatsächlichen Abschluß der Sammlung möglichst 
nahe an den Tag des Abschlußgesetzes heranzu- 
rücken. 


Absatz 3 stellt lediglich eine Regel der intertempo- 
ralen Rechtsanwendung klar; Absatz 4 stellt fest, 
daß die Sammlung über die Ausschlußwirkung 
hinaus keine positive Wirkung hat. 

Absatz 5 ermöglicht es, ausgeschiedene Vorschrif- 
ten auch nach dem Abschlußgesetz, jedoch nur bis 
zum Beginn der Ausschlußwirkung nachträglich auf- 
zunehmen, insbesondere wenn sie von den gesetz- 
gebenden Körperschaften oder einem Bundesmini- 
ster noch als geltend angesehen werden. 


Zu § 4 

Staatsverträge und Abkommen einschließlich der 
zu ihrer Inkraftsetzung erlassenen Gesetze sollen 
später bereinigt werden. Sie müssen schon wegen 
ihrer Vertragsnatur von der Ausschlußwirkung 
ausgenommen werden. 

Übergangsbestimmungen werden an sich bereinigt; 
im Einzelfall muß jedoch das praktische Bedürfnis 
entscheiden, ob sie in die Sammlung aufgenommen 
werden oder nicht. Es würde die Sammlung unnötig 
belasten und den Zusammenhang der Vorschriften 
stören, wenn alle Übergangsbestimmungen, insbe- 
sondere auch solche für Anderungsvorschriften, auch 
dann abgedruckt werden müßten, wenn sie aller 
Voraussicht nach wegen der inzwischen verstriche- 
nen Zeit nicht mehr anzuwenden sind. Für den 
Fall der Nichtaufnahme müssen sie aber ausdrück- 
lich von der Ausschlußwirkung ausgenommen wer- 
den. Das gleiche gilt für Bestimmungen, die zwar 
durch neue Vorschriften ersetzt werden, aber erst 
zu einem späteren Zeitpunkt, und daher vorläufig 
noch gelten, vgl. z. B. §§ 72 ff. der Neufassung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 29. März 
1956 (BGBl. I S. 271). Der Abdruck der noch gelten- 
den Fassung erscheint in diesen Fällen nicht an- 
gezeigt, da sie nur noch für eine Übergangszeit 
gilt. Die in § 1 Abs. 3 von der Bereinigung ausge- 
nommenen Vorschriften dürfen selbstverständlich 
nicht der Ausschlußwirkung unterliegen. Ihre Auf- 
nahme in § 4 Nr. 3 dient nur der Klarstellung. 

Änderungsvorschriften werden meist bis auf die 
Berlin- und Saar-Klausel restlos ausgewertet. Es 
wäre daher untunlich, solche Vorschriften nur 
wegen der vorbezeichneten Klauseln aufzunehmen, 
um diese vor der Ausschlußwirkung zu bewahren. 
Es empfiehlt sich, die Klauseln generell von der 
Ausschlußwirkung auszunehmen und bei den be- 
troffenen Vorschriften in Fußnoten auf sie hinzu- 
weisen. 

Zu § 5 

Die Veröffentlichungen nach § 5 sollen die Samm- 
lung auch nadi dem Abschlußtag auf dem laufenden 
halten. Eine bindende Wirkung haben diese Er- 
gänzungen zunächst nicht. Die Fortschreibung der 
Sammlung unter Anwendung der Bereinigungs- 
grundsätze ermöglicht es aber dem Gesetzgeber, 
zu einem späteren Zeitpunkt die Wirkung des § 3 
(Ausschlußwirkung) auch auf diese Ergänzungen zu 
erstrecken. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

,, (1) Das geltende Bundesrecht ist nach Maß- 
gabe der folgenden Bestimmungen festzustel- 
len und in einer nach Sachgebieten geordneten 
Sammlung in einem besonderen Teil des Bun- 
desgesetzblattes (Teil III) zu veröffentlichen 
(Bereinigung).“ 

Begründung 

Der in § 1 Abs. 1 aufgestellte umfassende 
Grundsatz wird durch die folgenden Bestim- 
mungen des Entwurfs teils eingeschränkt (z. B. 
§ 1 Abs. 2 und 3), teils ergänzt (z. B. § 3). Die 
vorgeschlagene Fassung trägt dem Rechnung 
und dient damit der Verdeutlichung. Außer- 
dem wird der in der Überschrift verwendete 
Begriff ,, Sammlung“ in das Gesetz selbst ein- 
gefügt. 

2. Zu § 1 Abs. 2 

In § 1 Abs. 2 sind Nr. 6 und Satz 2 zu strei- 
chen. Folgender Satz 2 ist einzufügen; 

„ Zu bereinigen ist auch das in den Ländern 
vor dem 7. September 1949 gesetzte Recht, 
soweit es Bundesrecht geworden ist.“ 

Begründung 

Das Bundesrecht gewordene Landesrecht aus 
der Zeit vor dem 7. September 1949 soll ohne 
Rücksicht darauf, in welchem Verkündungs- 
blatt es veröffentlicht worden ist, von der Be- 
reinigung möglichst vollständig erfaßt werden. 
Da eine Erweiterung des Katalogs in Nr. 6 des 
§ 1 Abs. 2 nicht wünschenswert ist und über- 
dies möglicherweise auch nicht erschöpfend 
sein könnte, verdient die vorgeschlagene Gene- 
ralklausel den Vorzug. 

3. Zu § 1 Abs. 3 

a) In § 1 Abs. 3 ist folgende neue Nr. 1 ein- 
zufügen: 

„1. Staatsverträge und Abkommen, ein- 
schließlich der zu ihrer Inkraftsetzung 
ergangenen Vorschriften,“ 

Begründung 
Vergleiche 15. a). 

b) Die bisherige Nr. 1 des § 1 Abs. 3 wird 
Nr. 2 und ist wie folgt zu fassen: 

„2. Satzungen öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen.“ 

Begründung 

Vervollständigung. 


c) Die bisherige Nr. 2 des § 1 Abs. 3 ist zu 
streichen. 

Begründung 

Die Tragweite der in § 1 Abs. 3 Nr. 2 vor- 
gesehenen Ausnahmebestimmung ist unklar 
und führt zu Zweifeln über den sachlichen 
Umfang der Bereinigung. Abgesehen davon 
sollten Ausnahmen von dem in § 1 Abs. 1 
und 2 festgelegten Umfang der Bereinigung 
nur aus zwingenden Gründen vorgesehen 
werden, da derartige Ausnahmen den Be- 
nutzer der Sammlung wegen der Aus- 
schlußwirkung (§ 3 Abs. 1) zu schwierigen 
Prüfungen darüber nötigen, ob eine nicht 
aufgenommene Vorschrift ungültig oder 
wegen Ausnahme von der Bereinigung 
trotz Nichtaufnahme in die Sammlung gültig 
geblieben ist. Solche zwingenden Gründe 
sind im vorliegenden Fall nicht ersichtlich. 
Im übrigen könnte bei den in Rede ste- 
henden Vorschriften im Wege des Ver- 
fahrens nach § 3 Abs. 2 (Aufnahme ledig- 
lich von Überschrift, Datum und Fundstelle 
in die Sammlung) geholfen werden. 

d) In § 1 Abs. 3 Nr. 4 ist das Wort „Verord- 
nungen“ zu ersetzen durch das Wort 
„Rechtsvorschriften“. 

Begründung 

Klarstellung und Vereinheitlichung der Ter- 
minologie. 

e) § 1 Abs. 3 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„5. Rechtsvorschriften oder Teile von sol- 
chen, die lediglich die Errichtung, Zu- 
ständigkeit, Gliederung und Aufhebung 
von Behörden und von öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen sowie die Gebietseinteilung 
regeln.“ 

Begründung 

Es ist bestritten, ob die in der Begründung 
zu § 1 Abs. 3 Nr. 5 angeführten Vorschrif- 
ten über Grenzen und über die Errichtung 
von Behörden mit ihrem Inkrafttreten er- 
schöpft sind (vgl. Obermayer, DÖV 1954, 
73; Schweiger, DÖV 1955, 360; Fellner, 
BayVerwBl. 1955, 229, jeweils mit weiteren 
Nachweisen). Vertreter der Auffassung, daß 
nur die Annahme des dauernden Fortbestan- 
des solcher Vorschriften die Rechtmäßig- 
keit der von einer Behörde gesetzten Ver- 
waltungsakte begründe, könnten folgern, 
daß gerade diese Vorschriften als nicht er- 
schöpft nicht unter die Ausnahme nach Nr. 5 
fallen, folglich der Bereinigung unterliegen 
und durch Nichtaufnahme (§ 3 Abs. 1, Aus- 
schlußwirkung) aufgehoben werden. Es muß 
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deshalb eine klare Abgrenzung der Aus- 
nahmebestimmung, unter Vermeidung des 
unscharfen Begriffes, daß die Vorschriften 
„erschöpft" sind, erfolgen. 

4. Zu §§ 2 und 3 

Der Bundesrat hält es für wünschenswert, daß 
die in der Sammlung aufgenommenen Vor- 
schriften nicht durch Bezugnahme auf eine 
Textsammlung, sondern durch Aufnahme einer 
Liste der aufgenommenen Vorschriften in eine 
Anlage zum Abschlußgesetz bezeichnet werden. 

Begründung 

Die Bezugnahme auf eine Textsammlung zieht 
den konstitutiv wirkenden Akt der Nichtauf- 
nahme einer Vorschrift oder eines Vorschriften- 
teils mit dem deklaratorischen Akt der Be- 
kanntmachung der aufgenommenen Vorschrif- 
ten in eines zusammen. Jeder Irrtum bei der 
Textwiedergabe einer geltenden Vorschrift hat 
deshalb die Folge, daß der nicht aufgenommene 
richtige Text außer Kraft tritt. Das wird ver- 
mieden, wenn die Ausschlußwirkung an eine 
in das Abschlußgesetz aufgenommene Liste der 
fortgeltenden Vorschriften und Vorschriftenteile 
geknüpft wird, die Bekanntmachung dieser Vor- 
schriften in der geltenden Fassung aber dem 
Bundesjustizministerium überlassen bleibt. 
Diese Handhabung entspricht auch der der 
Praxis vertrauten Übung, daß ein Gesetz zu- 
nächst durch ein anderes Gesetz konstitutiv ge- 
ändert und dann von der Exekutive deklara- 
torisch neu bekanntgemacht wird. 

Die nachstehenden Vorschläge zu den §§ 2 
und 3 ergehen nur für den Fall, daß das Listen- 
prinzip nicht zur Anwendung gelangen, sondern 
das Prinzip der Bezugnahme beibehalten wer- 
den sollte: 

5. Zu § 2 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bundesminister der Justiz bereitet 
in Zusammenarbeit mit den Ländern die Ver- 
öffentlichung des geltenden Bundesrechts im 
Teil III des Bundesgesetzblattes vor." 

Begründung 

Die Vorbereitungsarbeiten des Bundesjustiz- 
ministers dienen nicht der Tätigkeit des Sam- 
melns, sondern der Veröffentlichung des als 
noch geltend festgestellten Bundesrechts (§ 1 
Abs. 1). Das sollte deutlich gemacht werden. 
Ferner sollte der Grundsatz, daß den Ländern 
nicht nur innerhalb der ihnen bei der Behand- 
lung des Abschlußgesetzes durch den Bundesrat 
zustehenden kurzen Fristen, sondern schon vor- 
her die Durchsicht der mehrere tausend Blätter 
umfassenden Bereinigungsergebnisse des Bun- 
desjustizministeriums ermöglicht werden soll, 
ausdrücklich ausgesprochen werden. Nur so 
werden die Länder in den Stand versetzt, im 
Gesetzgebungsverfahren für den vorliegenden 
Entwurf und für das geplante Abschlußgesetz 


die Mitverantwortung auch für den Inhalt der 
Sammlung zu übernehmen. 

6. Zu § 2 Abs. 2 

a) § 2 Abs. 2 erster Halbsatz ist wie folgt zu 
fassen: 

„Nicht zu veröffentlichen sind Rechtsvor- 
schriften oder Teile von solchen, wenn und 
soweit sie für ungültig erachtet werden, ins- 
besondere wenn und soweit sie ..." 

Begründung 

Der sich schon aus § 1 Abs. 1 ergebende all- 
gemeine Grundsatz, daß solche Vorschriften 
nicht zu veröffentlichen sind, die am Stich- 
tag nicht für gültig erachtet werden, sollte 
ausdrücklich ausgesprochen werden, weil 
kasuistische Aufzählungen der möglichen 
Ungültigkeitsgründe lückenhaft bleiben. Die 
Formulierung „für ungültig erachtet wer- 
den" empfiehlt sich, weil die Ausscheidung 
erst durch das Abschlußgesetz Verbindlich- 
keit erlangt. 

b) In § 2 Abs. 2 zweiter Halbsatz sind die bis- 
herigen Nr. 1 bis 5 durch folgende Fassung 
zu ersetzen: 

„1. ausdrücklich aufgehoben oder durch 
Neuregelung ersetzt worden sind, 

2. infolge Ablaufs einer Befristung unwirk- 
sam geworden sind oder 

3. durch vollständigen Vollzug, endgültigen 
Wegfall ihres Anwendungsbereichs oder 
aus anderen Gründen gegenstandslos 
geworden sind." 

Begründung 

Die Bedeutung des in der Nr. 3 der bisheri- 
gen Fassung verwendeten Begriffs „neuge- 
faßt" ist unklar. Nach Absatz 3 Satz 2 sind 
darunter nicht nur konstitutive Neufassungen 
durch Änderungsgesetze, sondern auch de- 
klaratorische Neubekanntmachungen durch 
die Exekutive, d. h. aber unverbindliche 
Meinungsäußerungen der Exekutive über 
die jeweilige Fassung von Normen zu ver- 
stehen. Solchen Meinungsäußerungen kommt 
aber nicht die Wirkung zu, daß sie die ver- 
kündeten Normen aufheben und an ihre 
Stelle treten. Soweit konstitutive Neu- 
fassungen gemeint sind, liegt Ersatz durch 
Neuregelung vor. 

Bedenken bestehen ferner gegen die Be- 
griffe „überholter Tatbestand" und „über- 
holtes Rechtsverhältnis" in der bisherigen 
Nr. 5. Gemeint sind offenbar Fälle vollstän- 
digen Vollzugs oder endgültigen Wegfalls 
des Anwendungsbereichs einer Vorschrift. 
Das sollte ausgesprochen werden. 

Die übrigen Änderungen der Fassung dienen 
der Verdeutlichung und Straffung. 
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c) Zu § 2 Abs. 2 

Der Bundesrat stellt zur Erwägung, als 
Ausscheidungsgrund neben der Ungültigkeit 
auch die ersatzlose Entbehrlichkeit einer 
Vorschrift vorzusehen. Die Ausscheidung 
entbehrlicher Vorschriften erhöht die Berei- i 
nigungswirkung und erübrigt die oft schwie- ! 
rigen Gültigkeitsprüfungen dann, wenn die ! 
Entbehrlichkeit zweifelsfrei feststeht. , 

7. Zu § 2 Abs. 3 Satz 2 

§ 2 Abs. 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: i 

„Bei Neubekanntmachung von Rechtsvorschrif- 
ten auf Grund einer Ermächtigung brauchen die 
vor der Neubekanntmachung vorgenommenen 
Änderungen, Ergänzungen und Teilaufhebun- 
gen nicht kenntlich gemacht zu werden." 

Begründung 

Durch die Fassung des Entwurfs, insbesondere 
durch die Wendung „die alleinige Grundlage 
für die Bereinigung", könnte der Irrtum ent- 
stehen, es solle die Neubekanntmachung an die 
Stelle der ursprünglich verkündeten Norm tre- 
ten und nachträglich mit Gesetzesrang ausge- 
stattet werden. Das würde die Bereinigung in- 
soweit mit einer positiven Auswirkung ver- j 
sehen und insbesondere auch die Prioritäts- 
verhältnisse der davon betroffenen Gesetze 
verwirren. Die vorgeschlagene Fassung ver- 
meidet das, erlaubt es aber dem Bundesminister 
der Justiz dennoch, bei der Textfeststellung für 
die Zwecke der Neuveröffentlichung von der j 
Neubekanntmachung auszugehen. 

8. Zu § 2 Abs. 5 

§ 2 Abs. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„ (5) Die Rechtsvorschriften der einzelnen 
Sachgebiete können in bereinigter Form schon 
vor Erlaß des Abschlußgesetzes laufend ver- 
öffentlicht werden." 

Begründung 

Das Wort „können" macht deutlich, daß es sich 
um eine Ermächtigung für den Bundesjustiz- 
minister handelt, deren Ausübung in sein Er- 
messen gestellt wird. Dem Begriff „Abschluß der 
Bereinigung" kommt nach dem Entwurf eine 
eigene Bedeutung nicht zu; er ist deshalb durch i 
den genaueren und auch in § 3 verwendeten i 
Ausdruck „Erlaß des Abschlußgesetzes" ersetzt. 

9. Zu § 2 Abs. 5 

Der Bundesrat gibt der Erwartung Ausdruck, I 
daß vor Erlaß des vorliegenden Gesetzes mit 
einer Veröffentlichung einzelner Sachgebiete 
noch nicht begonnen wird. 

Begründung ^ 

Bei einer Vorwegveröffentlichung einzelner i 
Sachgebiete bestehen erhebliche verfassungs- 
rechtliche und rechtspolitische Bedenken; auch 
unter dem Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit 
empfiehlt sich eine solche Maßnahme nicht. 


Diese Bedenken würden gemildert, wenn 
wenigstens vor der Verabschiedung des vor- 
liegenden Gesetzes die Vorwegveröffentlichung 
einzelner Sachgebiete unterbleibt. Eine Ver- 
öffentlichung einzelner Sachgebiete vor der ge- 
setzlichen Festlegung der Bereinigungsgrund- 
sätze greift dem Gesetzgeber vor und ist ge- 
eignet, in der Öffentlichkeit den Eindruck zu er- 
wecken, als ob es sich bereits um verbindliche 
Feststellungen handele. Außerdem belastet die 
Vorwegveröffentlichung die Bezieher jeden- 
falls mit dem Risiko von Nachträgen, Ergänzun- 
gen und Neuauflagen einzelner Sachgebiete 
und möglicherweise auch mit dem weiteren 
Risiko, ob die Sammlung später die Verbindlich- 
keit der negativen Ausschlußwirkung erlangt. 

10. Zu § 3 Abs. 1 

§ 3 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Tag, bis zu dem die Rechtsvorschrif- 
ten erfaßt sind (Abschlußtag), wird durch das 
Abschlußgesetz bestimmt. Die nicht in die 
Sammlung aufgenommenen Rechtsvorschriften 
treten an einem durch das Abschlußgesetz zu 
bestimmenden Tag außer Kraft (Auschlußwir- 
kung)." 

Begründung 

Ein Bedürfnis für die gesonderte gesetzliche 
Feststellung, daß die Bereinigung abgeschlossen 
ist, ist nicht ersichtlich. Die Bestimmung der in 
Satz 2 der bisherigen Fassung vorgesehenen 
Frist kann dem Abschlußgesetz Vorbehalten 
werden. Die Erwähnung der „in § 1 aufgeführ- 
ten Verkündungsblätter" mußte entfallen, da 
§ 1 Abs. 2 Satz 2 in der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung (vgl. oben 2.) nicht mehr 
auf Verkündungsorgane, sondern auf die Quali- 
fikation der Rechtsvorschriften abstellt. 

11. Zu § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 ist das Wort „Vorschriften" durch 
das Wort „Rechtsvorschriften" zu ersetzen. 

Begründung 
Siehe oben 3. d). 

12. Zu § 3 Abs. 3 

a) In § 3 Abs. 3 ist das Wort „Vorschriften" 
zu ersetzen durch das Wort „Rechtsvor- 
schriften". 

Begründung 
Siehe oben 3, d). 

b) In § 3 Abs. 3 ist der zweite Halbsatz wie 
folgt zu fassen: 

„die während der Geltung der Vorschriften 
ganz oder zum Teil bestanden haben oder 
entstanden sind." 

Begründung 

Die Vorschriften bleiben zumindest auch auf 
solche Tatbestände anwendbar, die schon 
vor der Geltung der Vorschriften entstanden 
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sind und während ihrer Geltung fortbestan- 
den haben. 

13. Zu § 3 Abs. 4 

In § 3 Abs. 4 erster Halbsatz ist das Wort „Vor- 
schriften" zu ersetzen durch das Wort „Rechts- 
vorschriften". 

Begründung 
Siehe oben 3. d). 

14. Zu § 3 Abs. 5 

§ 3 Abs. 5 ist zu streichen. 

B e g r ün düng 

Ob es notwendig sein wird, Vorschriften nach 
Erlaß des Abschlußgesetzes noch nachträglich 
in die Sammlung aufzunehmen, läßt sich gegen- 
wärtig noch nicht übersehen. Die Entscheidung 
darüber kann dem Abschlußgesetz Vorbehalten 
bleiben. Dabei wird dann auch zu prüfen sein, 
auf welche Weise einem solchen etwaigen Be- 
dürfnis in verfassungsrechtlich bedenkenfreier 
Weise entsprochen werden kann. 

15. Zu § 4 

a) Nr. 1 ist als Nr. 1 in den § 1 Abs. 3 mit 
der Maßgabe einzufügen, daß das Wort 
„Gesetz" durch das Wort „Vorschriften" 
ersetzt wird (vgl. 3. a). 

Begründung 

Nach der Begründung des Entwurfs sollen 
die Staatsverträge erst nach dem Abschluß 
der Bereinigung der übrigen Vorschriften 
für sich bereinigt werden. Dieses Ziel kann 
aber nur dadurch erreicht werden, daß die 
Staatsverträge zunächst nicht nur von der 
Ausschlußwirkung, sondern von der Bereini- 
gung überhaupt, insbesondere von den Be- 
stimmungen des § 1 Abs. 1 und des § 2 
Abs. 2, ausgenommen werden. 

Zur Inkraftsetzung von Staatsverträgen und 
Abkommen sind nicht nur Gesetze, sondern 
auch Rechtsverordnungen und Vorschriften 
anderer Art ergangen. Dem sollte durch 
Verwendung des auch diese Fälle umfassen- 
den Ausdruckes „Vorschriften" Rechnung 
getragen werden. 

b) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 1 und ist wie 
folgt zu fassen: 


„1. Rechtsvorschriften, die durch vor dem 
Abschlußtage verkündete Rechtsvor- 
schriften mit Wirkung von einem nach 
dem Abschlußtage liegenden Zeitpunkt 
an aufgehoben werden," 

Begründung 

Erst die Bezugnahme auf einen bestimmten 
Zeitpunkt, nämlich den Abschlußtag, macht 
deutlich, was unter „neuen" Vorschriften 
bzw. unter einem „späteren" Zeitpunkt zu 
verstehen ist. Ohne eine solche Bezugnahme 
ist die Vorschrift unverständlich. 

c) Nr. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Ausschlußwirkung bezieht sich ohnehin 
nur auf die der Bereinigung unterworfenen 
Vorschriften. Dieser selbstverständliche 
Grundsatz wird auch in § 3 Abs. 1 nicht 
ausdrücklich ausgesprochen. Seine Erwäh- 
nung an dieser Stelle könnte zu Mißver- 
ständnissen führen. 

Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 2. 

16. Zu § 5 

§ 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine für erforderlich erachtete gesetzliche Re- 
gelung über die Fortführung der Bereinigung 
des Bundesrechts und das hierbei anzuwen- 
dende Verfahren kann dem „Abschlußgesetz" 
Vorbehalten bleiben. Insbesondere sollten 
Grundsätze für die Vorbereitung einer zweiten 
Bereinigung erst aufgestellt werden, wenn die 
erste Bereinigung abgeschlossen ist und die 
dabei gesammelten Erfahrungen berücksichtigt 
werden können. 

17. Zu § 5 (neu) 

Es ist folgender neuer § 5 einzufügen; 

.§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin." 

Begründung 

Einfügung der üblichen Berlin-Klausel. 
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Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


A. Zu den Empfehlungen 

1. Der Bundesrat empfiehlt unter 4. seiner Stellung- 
nahme, die in der Sammlung aufgenommenen 
Vorschriften nicht durch Bezugnahme auf eine 
Textsammlung, sondern durch Aufnahme einer 
Liste der aufgenommenen Vorschriften in einer 
Anlage zum Abschlußgesetz zu bezeichnen. Der 
Vorschlag wird damit begründet, daß jeder Irrtum 
in der Textwiedergabe einer geltenden Vorschrift 
die Folge habe, daß der nicht aufgenommene 
richtige Text außer Kraft trete. Dieser Auffas- 
sung vermag sich die Bundesregierung nicht an- 
zuschließen. Nach § 3 des Entwurfs sollen nur die 
Rechtsvorschriften außer Kraft treten, die in die 
Sammlung nicht aufgenommen worden sind, weil 
sie für ungültig erachtet wurden. Wenn eine 
Vorschrift versehentlich mit einem Textfehler 
aufgenommen worden ist, so liegen die Voraus- 
setzungen für das Außerkrafttreten dieser Vor- 
schrift weder nach dem Wortlaut noch nach dem 
Sinn des § 3 des Entwurfs vor. Bedenken, die bei 
der Übernahme eines Fehlers einer Neubekannt- 
machung (vgl. § 2 Abs. 3 Satz 2) entstehen könn- 
ten, lassen sich durch den Zusatz zu § 2 Abs. 3 
ausräumen: 

Mit der Neufassung gelten die der Neufassung 
zugrunde liegenden Rechtsvorschriften als in die 
Sammlung aufgenommen. 

Davon abgesehen, empfiehlt sich der in dem Re- 
gierüngsentwurf vorgeschlagene Weg aus folgen- 
dem Grund: 

Bundestag und Bundesrat werden kaum in der 
Lage sein, die gesamte Bereinigungsarbeit nach- 
zuprüfen. Die fertige Sammlung gibt ihnen aber 
eine viel bessere Möglichkeit, das Ergebnis der 
Bereinigung zu prüfen, als eine Liste von weit 
mehr als 200 Seiten, die lediglich Gesetzesüber- 
schriften und Zahlen von Paragraphen enthält. 
Die Gefahr eines Redaktionsversehens ist bei 
einer solchen Liste auch erheblich größer als bei 
einer fertigen Sammlung, in der ein Fehler leich- 
ter auffällt. Schließlich würde ein Fehler in einer 
Liste, die Teil des Gesetzes geworden ist, nur im 
Wege der Gesetzgebung wieder geändert werden 
können, während offenbare Versehen in der 
Sammlung auch nach dem Abschlußgesetz noch 
berichtigt werden könnten. Im übrigen bietet der 
von der Regierung vorgeschlagene Weg den 
größtmöglichen Schutz dagegen, daß ein Fehler 
unbemerkt bleibt. 

Die Bundesregierung vermag deshalb der Emp- 
fehlung des Bundesrates nicht zuzustimmen. 

2. Unter 9. gibt der Bundesrat der Erwartung Aus- 
druck, daß vor Erlaß des vorliegenden Gesetzes 


mit einer Veröffentlichung einzelner Sachgebiete 
noch nicht begonnen wird. Er hält eine Vorweg- 
veröffentlichung einzelner Sachgebiete verfas- 
sungsrechtlich und rechtspolitisch für bedenklich, 
meint aber, daß diese Bedenken gemildert wür- 
den, wenn wenigstens vor der Verabschiedung 
des vorliegenden Gesetzes die Vorwegveröffent- 
lichung einzelner Sachgebiete unterbliebe. Die 
von dem Bundestag empfohlenen und von der 
Bundesregierung beschlossenen Vorwegveröf- 
fentlichungen einzelner Sachgebiete ändern 
nichts an dem bestehenden Rechtszustand und 
können deshalb nicht verfassungsrechtlichen Be- 
denken begegnen. Welchen Einfluß die Verab- 
schiedung des vorliegenden Gesetzes auf etwa 
bestehende Bedenken haben soll, ist nicht zu er- 
kennen. Der 2. Untersuchungsausschuß des Bun- 
destages der 2. Wahlperiode ist von der prak- 
tischen Erwägung ausgegangen, daß die Ergeb- 
nisse der Bereinigung in Teilabschnitten vor- 
gelegt und den Gesetzgebungsorganen, aber auch 
der Praxis, möglichst lange vor dem Abschluß- 
gesetz zum Gebrauch zur Verfügung gestellt 
werden sollen. Dieses Verfahren ermöglicht, et- 
waige Fehler alsbald zu erkennen und noch vor 
dem Abschlußgesetz zu berichtigen. Es empfiehlt 
sich deshalb, die fertigen Teile der Sammlung 
vorweg zu veröffentlichen, um sie der Allgemein- 
heit nutzbar zu machen und den Weg für eine 
allgemeine Prüfung der Sammlung zu eröffnen. 
Da die Gesetzgebung des Bundes ständig fort- 
schreitet, werden Nachträge und Ergänzungen 
auch dann notwendig werden, wenn die Samm- 
lung geschlossen erscheint. Das Erscheinen der 
Sammlung in verhältnismäßig kleinen Heften er- 
leichtert es, sie ohne großen Aufwand auf dem 
laufenden zu erhalten. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlas- 
sung, mit der Veröffentlichung einzelner Teiler- 
gebnisse abzuwarten, bis das vorliegende Gesetz 
ergangen ist. 


B. Zu den Änderungsvorschlägen 

Den Änderungsvorschlägen unter 2., 3.a), b), d), e), 
8., 10., 11., 12. a) und b), 13., 14., 15. a) und c), 17 wird 
zugestimmt. 

Zu 1. 

Aus dem Inhalt des kurzen Gesetzes ergibt sich ohne 
weiteres, daß der in § 1 Abs. 1 aufgestellte Grundsatz 
gewissen Einschränkungen und Ergänzungen unter- 
liegt. Der Begriff „Sammlung" wird in § 2 des Gesetz- 
entwurfs eingeführt. Er braucht daher nicht schon 
in § 1 aufgenommen zu werden. Der Vorschlag des 
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Bundesrates bedeutet keine sachliche Änderung. Die | 
Bundesregierung hält die Fassung des Regierungs- 
entwurfs sprachlich für besser und kann sich deshalb 
dem Vorschlag des Bundesrates nicht anschließen. 


Zu 3.C) 

Aus praktischen Erwägungen hält die Bundesregie- 
rung es für untunlich, Vorschriften über Haushalts- 
pläne, die nur eine kurze Zeit gelten, in die Samm- 
lung — • wenn auch nur mit der Überschrift — aufzu- 
nehmen. Den Zweifeln über den sachlichen Umfang 
der Bereinigung kann durch nachfolgende Fassung 
der Nr. 2 begegnet werden: 

„ 2 , Gesetze über den Bundeshaushaltsplan und die 
Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sonder- 
vermögens." 

Zu 5, 

Aus dem Gesamtinhalt des Paragraphen ergibt sich, 
daß hier nicht die Tätigkeit des Sammelns, sondern 
das Ergebnis gemeint ist. Die vom Bundesrat ge- 
wählte Fassung könnte im übrigen zu der Annahme 
führen, daß die Bundesregierung zu den vom Bun- 
destag gewünschten Veröffentlichungen der Teiler- 
gebnisse der Ermächtigung durch das vorliegende 
Gesetz bedarf. Dem vermag die Bundesregierung 
nicht zuzustimmen. Dem Wunsche des Bundesrates, 
die Mitarbeit der Länder im Gesetzestext zu erwäh- 
nen, kann durch nachfolgende Fassung des § 2 Abs. 1 
Rechnung getragen werden: 

„(1) Der Bundesminister der Justiz bereitet in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern die Sammlung des 
Bundesrechts vor." 


Zu 6.a) und 6.b) 

Die Bundesregierung hält an der ursprünglichen Fas- 
sung des § 2 Abs. 2 im wesentlichen fest. Die Aus- 
scheidungsgründe sind auf Grund der Erfahrungen 
bei der Bereinigung festgelegt worden. Es empfiehlt 
sich, die Ausscheidungsgründe im einzelnen aufzu- 
zählen, ohne sie rechtlich zu qualifizieren und ohne 
sie auf eine Generalklausel zurückzuführen. Den 
Vorschlägen des Bundesrates wird insofern zuge- 
stimmt, als in Nr. 3 die Worte „neugefaßt oder" ge- 
strichen werden können. 

Nachdem die Bundesregierung der engeren Fassung 
des § 1 Abs. 3 Nr. 5 zugestimmt hat, muß als weiterer 
Ausscheidungsgrund in § 2 Nr. 6 der Vollzug einer 
Vorschrift als Ausscheidungsgrund neu eingefügt 
werden. Dazu gehören vor allem die Vorschriften, 
die sich darauf beschränken, die Änderung oder Auf- 
hebung eines bestehenden Gesetzes anzuordnen. 

Unter dem Ausscheidungsgrund „überholter Tat- 
bestand oder überholtes Rechtsverhältnis" ist der 
eben erwähnte Vollzug einer Vorschrift nicht zu 
verstehen. Damit ist vielmehr gemeint, daß Rechts- 
vorschriften ausgeschieden werden müssen, die 
Tatbestände oder Rechtsverhältnisse betreffen, die 
in Zukunft nicht mehr entstehen können. 


Zu 6. c) 

Wenn im Rahmen der Bereinigung Vorschriften als 
entbehrlich angesehen werden, sollen die Vorschrif- 
ten durch den Gesetzgeber selbst aufgehoben wer- 
den. Die Einführung eines so weitgreifenden Auf- 
hebungsgrundes, wie sie der Bundesrat anregt, 
könnte das Abschlußgesetz in Frage stellen. Die 
Bundesregierung wird im Rahmen der Bereinigungs- 
arbeit, spätestens mit dem Abschlußgesetz, den 
gesetzgebenden Körperschaften entsprechende Vor- 
schläge unterbreiten. 

Zu 7. 

Die Bundesregierung hält aus praktischen Erwägun- 
gen auch an § 2 Abs. 3 Satz 2 fest. 

Der Gesetzgeber selbst geht bei der Änderung neu- 
gefaßter Vorschriften unbedenklich von der dekla- 
ratorischen Neufassung aus. Soweit sie sich im Rah- 
men der vom Gesetzgeber erteilten Ermächtigung 
hält, besitzt sie Gesetzeskraft (z. B. Änderung der 
Paragraphenfolge und Anpassung an die staats- 
rechtlichen Verhältnisse). Daß eine Neufassung 
nicht an die Stelle der ursprünglichen Norm tritt 
und damit die Prioritätsverhältnisse antastet, ergibt 
sich schon daraus, daß die Sammlung keine positive 
Rechtswirkung hat. Eine Klarstellung in dieser 
Richtung ist unter A. 1. vorgeschlagen. Die Angaben 
der Sammlungen geben dem Leser die nötigen 
Unterlagen, um erforderlichenfalls auf die der Neu- 
fassung zugrunde liegenden Rechtsvorschriften zu- 
rückzugehen und die Prioritätsverhältnisse zu 
klären. 

Die Formulierung des Vorschlags des Bundesrates 
würde außerdem nicht von der Verpflichtung be- 
freien, alle vor einer deklaratorischen Neufassung 
liegenden Änderungen der Vorschriften erneut zu 
überprüfen, obwohl diese Arbeit schon einmal von 
den federführenden Ressorts bei der Neufassung 
geleistet worden ist. Der unwahrscheinliche Fall, 
daß eine Neufassung einen Fehler enthält, der un- 
bemerkt geblieben ist, kann die ganz erhebliche 
mit der Nachprüfung verbundene Arbeit nicht recht- 
fertigen. 

Zu Nr. 15. b) (§ 4 Nr. 2) 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß Über- 
gangsbestimmungen von der Ausschlußwirkung aus- 
genommen werden. Es ist bei aller Sorgfalt nicht 
immer möglich, mit Sicherheit festzustellen, ob Über- 
gangsbestimmungen etwa noch für die Zukunft Be- 
deutung haben. Viele Vorschriften, die sonst keine 
Bedeutung mehr haben, müßten möglicherweise nur 
wegen der in ihnen enthaltenen Übergangsbestim- 
mungen in die Sammlung aufgenommen werden. Das 
würde die Übersichtlichkeit der Sammlung beein- 
trächtigen und ihren Umfang unnütz vergrößern. Ab- 
gesehen hiervon wird der Fassung des Vorschlags 
des Bundesrates zugestimmt, zur Zeit aber noch ge- 
prüft, ob durch zusätzliche Aufnahme der Rechtsvor- 
schriften, die erst mit Wirkung von einem nach dem 
Abschlußtage liegenden Zeitpunkt an aufgehoben 
werden, auf diese Einschränkung der Ausschlußwir- 
kung ganz verzichtet werden kann. 
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Zu 16 . 

Die Bundesregierung ist mit der Streichung des § 5 
nicht einverstanden. 

§ 5 steht nicht im Zusammenhang mit den eigent- 
lichen Bereinigungsgrundsätzen. Eine künftige Fort- 
setzung der Sammlung wird eigenen Grundsätzen 
folgen müssen. Das zeigt auch die Formulierung des 


Satzes 1. Für den Bezieher der Sammlung ist es 
wichtig, zu wissen, ob es bei dem Abschluß der 
Sammlung bleibt oder ob er damit rechnen kann, daß 
er Sachgebiete, die sich wesentlich geändert haben, 
in der neuen Fassung erhält. Auch der Bundesregie- 
rung liegt an der Klärung dieser Frage, damit sie 
sich in ihren Maßnahmen rechtzeitig auf dieses Er- 
fordernis einstellen kann. 
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